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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V/50/VOA T. 2249 Amt für Soziales, Arbeit und Wohnen 50/022/2014 
 
Weitergeltung des ÖPNV Sozialrabatts im Jahr 2015 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Sozialbeirat 11.11.2014 Ö Gutachten  
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Die zum Jahreswechsel bevorstehende Tariferhöhung soll im Bereich des seit 2013 bestehenden 
ÖPNV Sozialrabatts durch entsprechend höhere städtische Zuschussmittel ausgeglichen werden, 
sodass der Kaufpreis für die ermäßigten Sozialtickets für die berechtigten Personen auch im Jahr 
2015 unverändert bleibt.  
 
 

II. Begründung 
 
Zum 01.01.2013 wurde in Erlangen für bestimmte Personengruppen (Empfänger von Leistungen 
nach SGB II, nach dem dritten und vierten Kapitel des SGB XII sowie von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz) eine ÖPNV Ermäßigung im Erlanger Busverkehr für vier Zeitkarten 
eingeführt (Monatsticket, 3-Monatsticket, 6-Monatsticket, Jahresticket), die aus Haushaltsmitteln 
des Sozialamtes finanziert wird. 

Da auch zum Jahreswechsel 2014/2015 wieder Tarifanhebungen im ÖPNV bevorstehen und da 
die Verkaufssysteme der EStW rechtzeitig vorher an die neuen Tarife angepasst werden müssen, 
ist auch wieder eine schnelle Entscheidung der Stadt notwendig, ob diese Tarifanhebungen 2015 
im Bereich der ermäßigten ÖPNV Tarife durch entsprechend angehobene städtische Zuschüsse 
aufgefangen werden oder ob die Tarifanhebung 2015 zu höheren Kaufpreisen für die subventio-
nierten ÖPNV Tickets führen soll. 

Die Verwaltung schlägt vor die Tarifanhebungen 2015 bei den ermäßigten Sozialtickets in vollem 
Umfang durch entsprechend höhere städtische Zuschüsse aufzufangen, sodass die Kaufpreise für 
den Erwerb der ermäßigten Sozialtickets auch im kommenden Jahr unverändert bleiben können. 
Bei den für 2015 eingeplanten Haushaltsmitteln ist dieser Vorschlag bereits einkalkuliert, sodass 
keine zusätzlichen Haushaltsmittel erforderlich sind. 

 Seite 1 von 2 

Ö  7.1

2/8



 

 

  2014    2015 

Wertmarke Preis pro 
Monat 

Zuschuss 
pro Monat 

Eff. Preis 
pro Monat 

  

Wertmarke Preis pro 
Monat 

Zuschuss 
pro Monat 

Eff. Preis 
pro Monat 

Solo 31 47,30 € 12,30 € 35,00 € Solo 31 48,70 € 13,70 € 35,00 € 
Abo 3 44,80 € 11,70 € 33,10 € Abo 3 46,10 € 13,00 € 33,10 € 
Abo 6 42,30 € 11,00 € 31,30 € Abo 6 43,60 € 12,30 € 31,30 € 
Jahres 
Abo 36,20 € 9,70 € 26,50 € Jahres 

Abo 37,20 € 10,70 € 26,50 € 

 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V/50/VOA T. 2249 Amt für Soziales, Arbeit und Wohnen 50/023/2014 
 
Mittelbereitstellung zur Vermeidung eines absehbaren, größeren Defizits im 
Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Sozialbeirat 11.11.2014 Ö Gutachten  
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 Ö Gutachten  
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 19.11.2014 Ö Gutachten  

Stadtrat 27.11.2014 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt! 
 gez. Beugel 10.11.2014. 
 Unterschrift Referat II 
 
Sollte sich im Zuge der Budgetabrechnung erweisen, dass die Mittelbereitstellung nicht in voller 
Höhe erforderlich gewesen wäre, werden die übersteigenden Mittel eingezogen.  
 
 
 

I. Antrag 
 
Zur Vermeidung eines absehbaren, größeren Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes 
– bedingt durch von Anfang an zu knapp kalkulierte Haushaltsansätze bei weitestgehend gesetz-
lich verbindlich geregelten Leistungspflichten – beantragt die Verwaltung eine überplanmäßige 
Bereitstellung in Höhe von 2 Millionen Euro für das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes. 

Erhöhung der Aufwendungen um  
 
Sachmittelbudget 
Amt 50 

Kostenstelle 500090 
Allgemeine Kostenstelle 
Amt 50 

Produkt 31190050 
Amt 50: Leistungen für die 
Verwaltung der Sozialhilfe 
(Grundsicherung) 

2.000.000 € 
 
Sachkonto 533961 
Weitere soziale Leis-
tungen 

 
Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei 
 
 
 
Gewerbesteuer 

 
 
Kostenstelle 202090 
Allgem. KST Abt. Gemein-
desteuern 

in Höhe von 
 
Produkt 61110020 
Amt 20: Steuern, allgem. 
Zuweisungen, Umlagen 

2.000.000 € 
 
Sachkonto 401301 
Gewerbesteuer 
 

 
 
 

II. Begründung 
 
Wie in einer Vorlage für den SGA am 04.06.2014 ausführlich erläutert bestehen die Ausgaben aus 
dem Sachmittelbudget des Sozialamtes (Gesamtausgabevolumen in 2014: ca. 42,68 Millionen 
Euro) zu ca. 97 % aus gesetzlichen Pflichtleistungen. Ein großer Teil dieser Ausgaben (mehr als 
70 % wird der Stadt vom Bund, vom Land oder vom überörtlichen Sozialhilfeträger wieder ganz 
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oder teilweise erstattet (Gesamteinnahmevolumen 2014: ca. 32,73 Millionen Euro). Angesichts 
dieser weitgehend verbindlichen Ausgaben- und Einnahmenstrukturen und angesichts der schon 
damals erwartbaren Fallzahlensteigerungen waren die Haushaltsansätze 2014 für das Sozial-
amtsbudget nach Auffassung des Fachamtes von Anfang an zu knapp bemessen. Von Seiten der 
Kämmerei wurde deshalb bereits in der Aufstellungsphase für den Haushalt 2014 die Prüfung ei-
ner ergänzenden Mittelbereitstellung für das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes angeregt, 
falls die tatsächliche Entwicklung gegen Ende des Jahres 2014 diese Vermutung der insgesamt 
unzureichenden Mittelausstattung bestätigen sollte. 

Eine Durchsicht des Sachmittelbudgets zum Stand 04.11.2014 bestätigt tatsächlich diese Vermu-
tung der von Anfang an unzureichenden Mittelausstattung. Dabei ist – beschränkt allein auf größe-
re Posten – im Detail auf folgende Entwicklungen, bzw. auf folgende sich erkennbar abzeichnende 
Lücken hinzuweisen:  

• Im Bereich der Sachausgaben für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(Produkt 3116), die zu 100 % aus dem Bundeshaushalt erstattet werden, sind die planmä-
ßigen Einnahmen um 300.000 € höher als die Ausgaben angesetzt – und damit um 
300.000 € zu hoch angesetzt. 

• Im Bereich der Kosten der Unterkunft für SGB II Empfänger (Produkt 3212) zeigt der Ver-
gleich der tatsächlichen Ausgaben aus den ersten neun Monaten 2014 mit dem gleichen 
Zeitraum des Jahres 2013, dass wir im gesamten Jahr 2014 mit überplanmäßigen Ausga-
ben in Höhe von ca. 350.000 € zu rechnen haben. 

• Im Bereich der Arbeitslosengeld II- Zahlungen (Produkt 3124), dass zu 100 % aus dem 
Bundeshaushalt erstattet wird, wurde von der Kämmerei die im vergangenen Frühjahr ver-
fügte haushaltswirtschaftliche Sperre durch eine Absenkung des Ausgabeansatzes um 
500.000 € umgesetzt. Da der Einnahmeansatz unverändert geblieben ist, wird sich hier 
zwangsläufig ein Defizit von 500.000 € einstellen. 

• Im Bereich der Bildungs- und Teilhabeleistungen (Produkte 3126, 3451, 3459) hat sich der 
Freistaat Bayern nach wie vor nicht dazu durchringen können, eine sachgerechte und den 
jeweiligen Ausgaben entsprechende Weiterverteilung der Erstattungsmittel des Bundes an 
die bayerischen Kommunen sicherzustellen (Stichwort: „Paragraphenbremse“). In der Fol-
ge wird die Stadt Erlangen – aufgrund der nach wie vor steigenden Ausgaben für Bildungs- 
und Teilhabeleistungen – im laufenden Haushaltsjahr einen Einnahmeausfall von geschätz-
ten 520.000 € verkraften müssen. 

• Im Bereich der Hilfen für Asylbewerber (Produkt 3131), die vom Freistaat Bayern zu 100 % 
erstattet werden, weist der Zwischenstand des Budgets zum 04.11.2014 zwar noch ein De-
fizit von mehr als 1,2 Millionen Euro auf. Da die Erstattungen durch das Land jedoch noch 
nicht abschließend beantragt sind, aber diese Erstattungen erfahrungsgemäß zügig geleis-
tet werden, geht die Verwaltung davon aus, dass in diesem Bereich zum Jahresende sich 
kein nennenswertes Defizit zeigen wird. Darüber hinaus können auch evtl. nach dem Jah-
reswechsel eingehende Erstattungszahlungen noch nachträglich zu Gunsten des Haus-
halts 2014 verbucht werden. 

• Im Bereich der sog. freiwilligen Leistungen (Produkte 3151-1, 3311, 3511, 3517 und 4121) 
sind in der Zwischenbilanz zum 04.11.2014 einige größere Ausgaben in Höhe von ca. 
230.000 € noch nicht verbucht, deren Auszahlung jedoch in den letzten Tagen veranlasst 
wurde. 

• Das gleiche gilt für den Bereich der Verfügungswohnungen (Produkt 3154-2), wo in den 
letzten Tagen Ausgaben über ca. 100.000 € ausgezahlt wurden, die in der Zwischenbilanz 
des Budgets zum 04.11.2014 noch nicht verarbeitet sind. 

 

In der Summe ergibt sich aus diesen größeren Positionen eine Gesamtsumme von 2,0 Millionen 
Euro, um die das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes erkennbar zu niedrig ausgestattet war. 
Ohne Mittelnachbewilligung würde sich also allein aus diesen Positionen am Jahresende ein Defi-
zit von 2 Millionen Euro ergeben. Die Verwaltung bittet deshalb – einmalig für 2014 – um eine 
nachträgliche Mittelnachbewilligung für das Sozialamtsbudget in Höhe von 2 Millionen Euro. 
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Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/11 Personal- und Organisationsamt 11/037/2014 
 
Verlängerung der Befristung der Öffnungszeit im Amt für Soziales, Arbeit und 
Wohnen 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 Ö Gutachten  
Sozialbeirat 11.11.2014 Ö Gutachten  
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 19.11.2014 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Referat V, Amt 50 
 
 

I. Antrag 
 
Die befristete Verkürzung der Öffnungszeit am Donnerstag um zwei Stunden im Amt für Soziales, 
Arbeit und Wohnen wird bis 30.06.2015 verlängert.  
 
Abt. 501 hat bis zu diesem Zeitpunkt zu folgenden Zeiten für den Publikumsverkehr geöffnet: 
Montag:  14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Dienstag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Mittwoch: geschlossen 
Donnerstag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Freitag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Durch erhebliche Personalfluktuation, vakante Planstellen und der Einarbeitung von neuen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern entstand beim vorhandenen Personal eine Mehrbelastung. 
Um diese zu mildern und eine geordnete Sachbearbeitung weiterhin zu gewährleisten, wurde 
in der Sitzung des HFPA vom 25.06.2014 beschlossen, die Öffnungszeit befristet vom 01.07. 
bis 31.12.2014 um zwei Stunden am Donnerstag zu reduzieren.  
 
Es konnten noch nicht alle Planstellen in der Sachbearbeitung der Abt. 501 wieder besetzt 
werden. Aus diesem Grund soll die befristete Reduzierung der Öffnungszeit am Donnerstag 
vorerst beibehalten werden.  
 
Die Einschränkung der Öffnungszeiten im Zeitraum 01.07. bis 31.12.2014 hat ergeben, dass 
die Bürgerinnen und Bürger keine Einschränkungen im Service erfahren haben. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Durch die Verlängerung der reduzierten Öffnungszeiten soll aus Gründen der Personalfürsorge 
eine Entlastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einerseits und eine zügige Bearbeitung 
von Anträgen andererseits erreicht werden. 
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3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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